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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

In einer im Januar 2015 veröffentlichten Untersuchung trug die liberale Denkfabrik
"Avenir Suisse" die Probleme des Milizsystems zusammen und machte Vorschläge zur
Überwindung der Krise, in welcher die Idee des ehrenamtlichen politischen
Engagements als bedeutendes Element des politischen Systems der Schweiz stecke. Die
Idee, dass politische Ämter nebenberuflich ausgeübt werden, verkomme zu einer
Fiktion. Vielmehr nehme die Anzahl Berufspolitiker und Berufspolitikerinnen nicht nur
im nationalen Parlament laufend zu. War früher ein politisches Amt wichtiges
Sprungbrett für eine wirtschaftliche Karriere, werde es heute eher als Zeitvergeudung
betrachtet. Eine Mehrheit der Gemeinden bekundete schliesslich grosse Mühe, ihre
politischen Ämter zu besetzen. Als mögliche Lösung dieser Probleme schlug Avenir
Suisse einen obligatorischen Bürgerdienst vor: Alle Bürgerinnen und Bürger zwischen
20 und 70 Jahren müssten 200 Diensttage zu Gunsten der Allgemeinheit leisten. Dazu
zählten militärische Dienstleistungen, Einsätze in der Feuerwehr und im Sozialwesen,
aber eben auch die nebenamtliche politische Betätigung. Mit dem Pflichtdienst
könnten die Vorteile des Milizsystems erhalten werden – insbesondere die
Verhinderung einer Zweiteilung in abgehobene politische Elite und passive
Bevölkerung, von Avenir Suisse als "Zuschauerdemokratie" bezeichnet. Die Milizidee sei
nach wie vor positiv besetzt, aber individuelles Engagement lasse sich ohne Zwang nicht
mehr fördern. 
Andere Schlüsse zog eine Untersuchung der Gemeindeexekutiven im Kanton Aargau
durch das Zentrum für Demokratie in Aarau. Zwar zeigten sich auch im Kanton Aargau
Schwierigkeiten hinsichtlich der Rekrutierung von Exekutivmitgliedern, allerdings treffe
dies für grössere Gemeinden in geringerem Umfang zu. Im Gegenteil zu Avenir Suisse
empfiehlt die Aarauer Studie, die Idee der unbezahlten Ehrenamtlichkeit aufzugeben,
die Exekutivämter stärker zu professionalisieren und sie auf strategische Aufgaben zu
konzentrieren. Operative Aufgaben sollten hingegen einem Geschäftsführer überlassen
werden. Unbezahlte Fronarbeit, die zudem auf Kosten einer beruflichen Karriere gehe,
befriedige niemanden. Im Gegenteil führe das Festhalten am unbezahlten Milizprinzip
eher zu Misstrauen gegenüber Milizpolitikerinnen und Milizpolitikern, wenn diese mehr
Entlohnung forderten oder wenn sich nur noch zu einem Amt überredete Rentner zur
Verfügung stellten. Empfohlen wird von den Aarauer Forschenden auch, dass Milizämter
in Kombination mit Weiterbildungsmöglichkeiten stärker als berufliche Qualifikation
und persönliche Entwicklung genutzt werden können. Unabdingbar – so weitere
kritische Stimmen zum Beitrag von Avenir Suisse – sei auch ein Ende der
Verunglimpfung von Politikerinnen und Politikern als "classe politique". 
Mitte Juni trugen auch der Arbeitgeberverband und Economiesuisse mit einem Appell
zugunsten des Milizprinzips zur Diskussion bei. Der Rückzug der Wirtschaft aus der
Politik sei keine gute Entwicklung – so der Präsident von Economiesuisse, Heinz Karrer.
Das Bewusstsein für die Bedeutung des Milizprinzips als mögliche Brücke zwischen
Politik und Wirtschaft müsse wieder geschärft werden. Der Appell wurde von rund 200
Unternehmen unterstützt, die ihre Kader und Mitarbeitenden ermuntern wollen, sich
vermehrt politisch zu engagieren. Flexible Arbeitszeitmodelle, zusätzliche Ferientage
oder administrativer Support seien Hilfsmittel, die dazu eingesetzt werden könnten.
Ein Postulat von Jean-Pierre Grin (svp, VD), das die Möglichkeit von steuerlichen
Erleichterungen für Arbeit im öffentlichen Dienst prüfen will – Grin hebt explizit die
Arbeit in kommunalen Exekutiven hervor –, wurde im Nationalrat noch nicht diskutiert.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats. 1

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 14.01.2015
MARC BÜHLMANN
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Rechtsordnung

Öffentliche Ordnung

Insgesamt kam es im Berichtsjahr zu 24 Grosskundgebungen mit 1'000 und mehr
Beteiligten (1995: 25). Davon fanden je fünf in Bern resp. Zürich statt, vier in Genf und
drei in Lausanne. Deutlich abgenommen haben die von Ausländern durchgeführten
grossen Manifestationen gegen die Zustände in ihren Heimatländern (vier), welche im
Vorjahr noch mehr als die Hälfte aller Grosskundgebungen ausgemacht hatten. Am
aktivsten waren 1996 die Angestellten des Bundes und der Kantone, welche zwölfmal an
grossen Protestveranstaltungen ihre Unzufriedenheit zeigten. Der Höhepunkt dieser
Mobilisierungswelle fand am 26. Oktober in Bern statt, wo rund 35'000 Angestellte des
öffentlichen Dienstes aus der ganzen Schweiz gegen Spar- und Abbaumassnahmen
demonstrierten. Es handelte sich dabei um die grösste Kundgebung seit 1982
(Friedensdemonstration in Bern mit rund 50'000 Beteiligten). Auch bei den beiden
nächstgrössten Manifestationen des Berichtsjahres standen Sparmassnahmen und
Angst um den Arbeitsplatz im Vordergrund: an einer Bauerndemonstration in Bern
nahmen 15'000 Personen teil, und an einem Protestmarsch gegen die Schliessung der
Brauerei Cardinal in Freiburg zählte man 10'000 Unzufriedene.

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Bern: 8'000/Kosovo-Albaner, 8'000/Tamilen gegen Ausschaffung, 7'000/SBB-
Angestellte gegen Lohnabbau, 15'000/Bauern, 35'000/Angestellte des öffentlichen
Dienstes;
Zürich: 1'000/Tamilen, 2'000/gegen Polizeieinsatz bei 1. Mai-Demo,
2'000/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen, 7'000/Studierende und Mittelschüler
gegen Sparmassnahmen, 1'500/Staatsangestellte gegen Sparmassnahmen;
Genf: 8'000/Tamilen, 7'000 und 5'000/Staatspersonal gegen Sparmassnahmen,
1'500/Rentner gegen Rentenkürzung;
Lausanne: 2'000, 2'000 und 3'000/Angestellte des öffentlichen Dienstes gegen
Sparmassnahmen;
Freiburg: 10'000/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal;
Basel: 3'000/Gewerkschafter Chemie;
Matran (FR): 2'500/Landwirte;
Schaffhausen: 1'500/gegen Gewalt an Kindern;
Lugano: 1'500/für autonomes Jugendzentrum;
Rheinfelden (AG): 1'500/gegen Schliessung der Brauerei Cardinal in Freiburg;
Solothurn: 1'500/Lehrer gegen Sparmassnahmen. 2

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1996
HANS HIRTER

Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Eine Untersuchung der Weltwoche ging der Verteilung der jährlich im Umfang von rund
CHF 20 Mrd. an die Kantone überantworteten Bundesmittel nach. Damit wurde auf die
gesamte Umverteilung von Mitteln von der Bundes- auf die Kantonsebene fokussiert
und eine etwas globalere Sichweise auf den Streit um den Nationalen Finanzausgleich
(NFA) ermöglicht. Zum Vergleich: Der NFA verteilt lediglich rund CHF 4,6 Mrd. um,
wobei die Kantone 1,5 Mrd. beisteuern und 3,1 Mrd. aus Bundesquellen kommen. Im
Schnitt stammt laut der Weltwoche rund ein Viertel aller kantonalen Einnahmen aus
unterschiedlichen Bundestöpfen. Umgerechnet auf CHF pro Kantonsbewohner zeigte
die Analyse der Weltwoche, dass ein Kanton pro Jahr im Schnitt CHF 2‘485 pro Kopf aus
der Bundeskasse erhält. Die wenigsten Mittel erhalten die Kantone Aargau (CHF 1‘457
pro Kopf), Basel-Landschaft (CHF 1‘534 pro Kopf) und Zürich (CHF 1‘735 pro Kopf). Die
finanzschwachen und topografisch eher benachteiligten Kantone Jura (CHF 5‘964 pro
Kopf), Uri (CHF 5‘842 pro Kopf) und Graubünden (CHF 5‘830 pro Kopf) bilden das
Spitzentrio der meistbegünstigten Kantone. Während der Kanton Uri mehr als die Hälfte
seines Budgets aus Bundesmitteln bildet, machen die Bundeseinnahmen für den
Kanton Basel-Stadt lediglich 13% des kantonalen Haushaltes aus. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 29.10.2014
MARC BÜHLMANN
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Städte, Regionen, Gemeinden

Auch im Berichtsjahr lagen Gemeindefusionen und Eingemeindungen im urbanen Raum
im Trend. Ende 2010 gab es laut Bundesamt für Statistik 2'551 Gemeinden. Ende 2009
waren es noch 2'596 gewesen. Ende 2008 führte die Statistik des Städteverbandes 151
Gemeinden mit mehr als 10'000 Einwohnern auf (2007: 140). Die meisten Fusionen
fanden 2010 im Kanton Tessin statt. Hervorzuheben ist zudem der Kanton Glarus, der ab
1. Januar 2011 nur noch aus drei Gemeinden bestehen wird. Die Stadt Luzern fusionierte
mit der Gemeinde Littau und beherbergt neu 76'000 Einwohner. Im Gegensatz zu
anderen Gemeindezusammenschlüssen im Kanton Luzern wurde jener von Luzern und
Littau vom Kanton nicht mitfinanziert. Allerdings wurden im Berichtsjahr auch
zahlreiche Fusionsprojekte an der Urne verhindert. So scheiterten etwa der
Zusammenschluss von Baden und Neuenhof im Kanton Aargau oder der geplante
Zusammenschluss von acht waadtländischen Gemeinden rund um Coppet zu einer
neuen Grossgemeinde mit über 13'000 Einwohnern am lokalen Widerstand und
mussten aufgeschoben werden. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.12.2010
MARC BÜHLMANN

Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Eine Umfrage der Agrarforschung Schweiz, einer von Agroscope und verschiedenen
Partnern herausgegebenen Zeitschrift über landwirtschaftliche Forschung, beschäftigte
sich im Frühjahr 2015 mit den Fragen, wie die Schweizer Landwirtinnen und Landwirte
gegenüber der Umsetzung der Agrarpolitik 2014-2017 eingestellt sind und wie sie zu
einer ökologischer werdenden Landwirtschaft stehen. Zu diesem Zweck waren 1'000
Personen mit einem landwirtschaftlichen Betrieb aus den Kantonen Aargau, Solothurn,
Zürich und Graubünden brieflich befragt worden. In allen Kantonen waren jeweils 50
Prozent Bio- und Nicht-Biobetriebe zufällig ausgewählt worden (Rücklaufquote 41%).
Zusätzlich waren 71 Fragebögen an Landwirtschaftsfachleute aus verschiedenen
Bereichen wie etwa Politik, Verwaltung, NGOs und Forschung gesendet worden
(Rücklaufquote 52%). Beide Befragungen waren im Frühjahr 2014 durchgeführt worden,
also wenige Monate nach der Einführung der neuen Regelungen.
Während sich die Landwirtinnen und Landwirte mit dem eigenen Betrieb grösstenteils
zufrieden zeigten, beurteilten sie die derzeitige Entwicklung der Schweizer
Landwirtschaft kritischer. Der Aussage «Ich beurteile die Agrarpolitik der Schweiz als
gut» stimmten die Befragten durchschnittlich knapp eher nicht zu. Spannend dabei
war, dass die Aussage von Landwirtschaftsbetreibenden aus der Bergzone signifikant
positiver bewertet wurde als von ihren Berufskollegen und -kolleginnen aus der Tal-
oder Hügelzone (p < 0.05). Eine mögliche Erklärung dafür sei laut der Studie, dass nach
den Berechnungen zur Agrarpolitik 2014-2017 (AP 14-17) die Berggebiete gesamthaft
aber auch als einzelne Betriebe mehr Direktzahlungen erhielten als unter der
ehemaligen Agrarpolitik.
Eine weitere Erkenntnis aus der Studie sei, dass Expertinnen und Experten und
Landwirtschaftsbetreibende die Auswirkung der AP 14-17 auf das landwirtschaftliche
Einkommen unterschiedlich einschätzten. Die Aussage «Die AP 14-17 wirkt sich positiv
auf das Einkommen der Landwirte aus» wurde von den in der Landwirtschaft tätigen
Personen eher abgelehnt, während sich die Fachpersonen der Aussage gegenüber
neutral äusserten. Dieser Unterschied war deutlich signifikant (p < 0.001). 
Der Bundesrat war im Jahr 2011 davon ausgegangen, dass sich das Einkommen in der
Landwirtschaft bis 2017 mit der Einführung des neuen Direktzahlungssystems um 7
Prozent steigern lassen würde. Diese Berechnung war aber unter der Annahme gemacht
worden, dass sich die Betriebsleitungen unternehmerisch an die neuen Gegebenheiten
angepassen würden. Wenn es nicht zu betrieblichen Veränderungen komme, würden
auch nach diesem Modell sowohl Direktzahlungen als auch Einkommen eher sinken. Die
Studie leitete daraus eine Argumentationskette ab, welche die unterschiedliche
Beurteilung der Auswirkungen der AP 14-17 auf die Einkommen zu erklären versuchte.
Während die Fachleute dieses vom Bundesrat prognostizierte Potential wahrnahmen,
befürchteten die Landwirtinnen und Landwirte, mit der bisherigen Betriebsstruktur
Einkommenseinbussen hinnehmen zu müssen. 
Die Erkenntnisse über die Einstellungen zur Ökologisierung der Landwirtschaft
erstaunten nicht sonderlich. Die Veränderung wurde von den
Landwirtschaftsbetreibenden als eher positiv beurteilt. Einen Biobetrieb leitende
Personen sahen die Veränderung durchschnittlich positiver als ihre übrige

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.03.2015
LAURA SALATHE
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Berufskollegenschaft. Die Schlussfolgerung der Studie war, dass die Landwirtinnen und
Landwirte teilweise nicht so auf die AP 14-17 zu reagieren schienen, wie es in den
ökonomischen Modellrechnungen erwartet worden war. Ein Ansatz, diese Problematik
etwas abzuschwächen, bestünde darin, den Informationsfluss zu verbessern. 5

Öffentliche Finanzen

Finanzhaushalt der Kantone und Gemeinden

Gemäss offizieller Rechnung erzielten die 26 Kantone im Berichtsjahr bei
konsolidierten Gesamtausgaben von 68,4 Mia Fr. einen Finanzierungsüberschuss von
6895 Mio Fr. (68,3 Mia resp. 31 Mio ohne Erlöse aus dem Verkauf der nicht benötigten
Goldreserven der Nationalbank). Gegenüber den Voranschlägen ergab sich eine
Verbesserung von 9,5 Mia Fr. (resp. 2,6 Mia). Mit Ausnahme von Genf schlossen alle
Kantone mit einem Finanzierungsüberschuss ab; sie konnten einen Teil ihrer Schulden
abtragen (Selbstfinanzierungsgrad über 100%); betrachtet man die um die
Sondereffekte des Golderlöses bereinigten Rechnungen, wiesen neun Kantone (BL, GE,
GL, GR, JU, NW, OW, UR, ZH) einen Finanzierungsfehlbetrag aus (Werte zwischen 0%
und 100%); für Neuenburg, Schwyz und das Tessin waren die Werte negativ. Diese
dreizehn Kantone hätten sich ohne die Ausschüttung des Golderlöses der Nationalbank
zur Finanzierung ihrer Nettoinvestitionen neu verschulden müssen. Bei den Kantonen
AG, AI, BE, GE, VD und VS sind die offiziellen und die um den Golderlös bereinigten
Rechnungen identisch. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Gemäss der offiziellen Rechnung erzielten die 26 Kantone im Berichtsjahr bei
konsolidierten Gesamtausgaben von 71,4 Mia Fr. einen Finanzierungsüberschuss von
3,9 Mia Fr. Gegenüber den Voranschlägen ergab sich eine Verbesserung von 5,2 Mia Fr.
23 Kantone schlossen mit einem Finanzierungsüberschuss ab und konnten einen Teil
ihrer Schulden abtragen (Selbstfinanzierungsgrad über 100%). Drei Kantone (AR, TI, JU)
wiesen einen Finanzierungsfehlbetrag aus (Selbstfinanzierungsgrad zwischen 0 und
100%). 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2007
LINDA ROHRER

Die Kantone rechnen im Jahr 2009 mit einem Defizit von 1,5 Mia Fr. Dies erklärt sich
daraus, dass für die Ausgaben steigende Werte und für die Einnahmen sinkende Werte
prognostiziert wurden. Sowohl der Aufwand als auch der Ertrag verzeichneten
gegenüber der Rechnung 2008 mit -3,9% bzw. -6,2% einen Rückgang. Mit schwarzen
Zahlen rechneten für 2009 nur wenige Kantone (BE, LU, OW, SO, AG, TG, VS, VD). Die
übrigen budgetierten Defizite, wobei die grössten absoluten Fehlbeträge in den
Kantonen Zürich, Schwyz, St. Gallen und Tessin erwartet wurden. 8

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
MARIANNE BENTELI

Für das Jahr 2010 rechneten die Kantone mit einem Defizit von 2,3 Mia Fr. Dieser
Fehlbetrag kommt insbesondere durch sinkende Einnahmen (-5.1%) zustande, die
Ausgaben reduzieren sich nur leicht (-1,5%). Mit schwarzen Zahlen rechneten nur
wenige Kantone (BE, LU, AG, VS), die absolut grössten Fehlbeträge wurden in den
Kantonen Zürich, Genf, Basel-Stadt und Tessin erwartet. 9

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER

Sozialpolitik
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Bevölkerung und Arbeit

Bevölkerungsentwicklung

Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug am Ende des Berichtsjahres
erstmals über 7.5 Millionen Personen (7'508'700). Den Angaben des BFS zufolge
bedeutete dies einen Anstieg um 49'600 Personen gegenüber dem Vorjahr, was einer
Steigerung um 0,7% entspricht und damit vergleichbar ist mit dem Wachstum, das seit
2000 jährlich registriert wurde. Nicht in dieser Zahl enthalten sind die Kurzaufenthalter
(69'200) mit einer Bewilligung für weniger als einem Jahr sowie die Personen im
Asylprozess (44'900). Die Zunahme war auf einen Geburtenüberschuss von 13'100
Personen (73'400 Geburten abzüglich 60'300 Todesfälle) sowie auf einen
Einwanderungsüberschuss von 39'400 Personen (127'600 Einwanderungen abzüglich
88'200 Auswanderungen) zurückzuführen. Sowohl der Geburten- als auch der
Einwanderungsüberschuss waren 2006 grösser als 2005. Im Vergleich zu 2005 nahmen
die Ein- und Auswanderungen zu, und zwar sowohl bei den ausländischen Personen als
auch bei den Schweizer Staatsangehörigen. Es kamen 8,2% mehr ausländische
Personen und 6,4% mehr Schweizer Staatsangehörige in die Schweiz. Die
Auswanderungen nahmen bei den Ausländerinnen und Ausländern um 6,1% zu, bei den
Schweizerinnen und Schweizern um 10,2% resp. 10'100 Personen. Seit 2001 (-1400) wird
der Auswanderungsüberschuss der Schweizerinnen und Schweizer immer markanter.
2006 lag das Bevölkerungswachstum in neun Kantonen über dem
gesamtschweizerischen Durchschnitt. Die Kantone mit dem grössten Wachstum waren
Freiburg (+1,7%), Obwalden (+1,5%), Waadt (+1,2%), Wallis, Aargau und Schwyz (je +1,0%),
Zürich (+0,9%), Tessin und Luzern (je +0,8%). Demgegenüber mussten vier Kantone
einen Bevölkerungsrückgang hinnehmen: Uri und Basel-Stadt (je -0,4%), Glarus (-0,2%)
und Appenzell Ausserrhoden (-0,1%). Die städtischen Gebiete wiesen ein leicht
stärkeres Bevölkerungswachstum auf als die ländlichen Gebiete (0,7% gegenüber 0,5%),
was im Mittel der letzten Jahre liegt. Beinahe drei Viertel der Bevölkerung (73% bzw.
5'508'400 Personen) lebten in städtischen Gebieten.
Gemäss dem neuen Referenzszenario des Bundesamtes für Statistik (BFS) wird sich die
ständige Wohnbevölkerung der Schweiz von 7.4 Mio. Anfang 2005 auf 8.2 Mio. im Jahr
2036 erhöhen und dann leicht auf 8.1 Mio. im Jahr 2050 sinken. In derselben
Zeitspanne wird die Zahl der über 64-Jährigen um über 90% zunehmen, während die
Zahl der 20- bis 64-Jährigen um 4% und jene der 0- bis 19-Jährigen um 15% abnehmen
wird. Die Erwerbsbevölkerung wird von 4.2 Mio Anfang 2005 auf 4.5 Mio im Jahr 2018
steigen, um dann bis Ende 2050 auf einen Stand von 4.1 Millionen zurück zu gehen. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2006
MARIANNE BENTELI

Ende 2008 zählte die Schweiz 7'701'900 Einwohnerinnen und Einwohner, 108'400
Personen mehr als im Vorjahr. Dies ist die stärkste Zunahme seit 1963, liegt aber unter
jener von 1961-1963, die dank eines hohen Einwanderungssaldos und eines gleichzeitig
deutlichen Geburtenüberschusses erzielt wurde. Seit 1999 ist das Wachstum in erster
Linie auf den Wanderungssaldo (Einwanderung minus Auswanderung) zurückzuführen.
Im europäischen Vergleich gehört die Schweiz gemessen am Bevölkerungswachstum zu
den dynamischsten Ländern. Nur gerade zwei Staaten wiesen 2008 ein stärkeres
Wachstum als die Schweiz (+1,4%) auf: Luxemburg (+2,0%) und Irland (+1,5%). In den
städtischen Gebieten war das Bevölkerungswachstum grösser (+1,6% gegenüber dem
Vorjahr) als in den ländlichen Gegenden (+1,0%). Der Zuwachs lag in den Kantonen
Waadt (+2,4%), Freiburg (+2,0%), Zürich und Schwyz (je +1,9%), Genf (+1,8%), Aargau
(+1,7%), Wallis (+1,6%) sowie Thurgau (+1,5%) über dem gesamtschweizerischen
Durchschnitt. Kein Kanton musste einen Bevölkerungsrückgang hinnehmen, wobei das
geringste Wachstum in den Kantonen Jura (+0,4%), Appenzell Innerrhoden und Uri (je
+0,5%) beobachtet wurde. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2008
MARIANNE BENTELI

Die Schweiz zählte Ende 2009 7'783'000 Einwohnerinnen und Einwohner und damit
81'200 mehr als im Vorjahr. Dies entspricht einem Wachstum von 1,1% gegenüber dem
Vorjahr. Damit hat sich die Zunahme der ständigen Wohnbevölkerung gegenüber dem
Rekordjahr 2008 leicht abgeschwächt und bewegt sich auf dem Niveau von 2007.
Sämtliche Kantone verzeichneten 2009 ein Bevölkerungswachstum wobei dieses in den
Kantonen Waadt (+1,9%), Freiburg (+1,8%), Obwalden (+1,6%) sowie Zürich und Aargau
(+1,4%) über dem Durschnitt lag und in den Kantonen Appenzell Innerrhoden und Jura
die Bevölkerung am geringsten anstieg (+0,1%).
Verantwortlich für das erneute Wachstum waren zum einen ein Geburtenüberschuss
(Geburten abzüglich Todesfälle) von 15'600 Personen sowie der Wanderungssaldo
(Einwanderungen abzüglich Abwanderungen) und der Statuswechsel von 65'000

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2009
NATHALIE GIGER
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Personen auf der anderen Seite.
Laut den aktualisierten Szenarien der Bevölkerungsentwicklung des Bundesamts für
Statistik wird die Bevölkerung der Schweiz bis 2030 auf 8,36 Mio anwachsen, danach
wird die Zahl zurückgehen. Alle Kantone ausser Basel-Stadt, Glarus und Uri werden bis
2030 wachsen, am stärksten der Kanton Zug mit einer Zunahme von 19%. Ein starkes
Wachstum wird auch für die Kantone Freiburg, Appenzell Innerrhoden, Nidwalden und
Schwyz vorausgesagt (zwischen 14-18%). In absoluten Zahlen wird der Kanton Zürich am
stärksten wachsen und zwar um 150'000 Personen auf rund 1,5 Mio Menschen. Dahinter
folgen die Kantone Waadt (+ 88'000) und Aargau (+64'000). In allen Kantonen altert die
Bevölkerung laut der Statistik stark. Einzig in den städtischen Kantonen (Genf, Waadt,
Zug) bremst die nationale und internationale Migration, geprägt von der Zuwanderung
junger Erwachsener und der Abwanderung älterer Personen, die Alterung leicht.

Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz betrug Ende 2010 7'866'500
Einwohnerinnen und Einwohner und damit 80'700 mehr als im Vorjahr. Diese Zunahme
um 1% ist vergleichbar mit jener der Jahre 2009 und 2007, fällt aber geringer aus als im
Rekordjahr 2008 (+1,4%). Verantwortlich für das erneute Wachstum war ein
Geburtenüberschuss (Geburten abzüglich Todesfälle) von 17'500 Personen, womit
gegenüber dem Vorjahr eine Zunahme um 10,7% verzeichnet wurde. Besonders in den
Kantonen Appenzell Ausserrhoden (+11,6%), Aargau (+8,5%), Basel-Stadt (+8,0%) und
Wallis (+7,3%) wurde eine Zunahme an Geburten verzeichnet.
Während des Berichtjahres wurden 42'800 Ehen geschlossen, was einer Zunahme um
2,1% gegenüber dem Vorjahr entspricht und vor allem auf eine grössere Zahl an
Eheschliessungen zwischen Schweizerinnen und Schweizern zurückzuführen ist. Die
Zahl der neu eingetragenen Partnerschaften hat sich seit der Einführung des
Partnerschaftsgesetzes 2007 laufend verringert, im Jahr 2010 lag die Zahl bei 700 (-17%
im Vergleich zum Vorjahr).
Die Bevölkerung der Schweiz dürfte nach den neuesten Schätzungen des BFS auf 9 Mio.
im Jahr 2060 anwachsen. Ein mittleres Szenario, das mit gleichbleibenden Trends bei
der Einwanderung, den Geburtenraten und der Lebenserwartung rechnet, sieht ein
Bevölkerungswachstum bis 2055 vor; danach wird von einer Stabilisierung der
Bevölkerungszahlen ausgegangen. Dies würde einem durchschnittlichen Wachstum von
0,3% pro Jahr entsprechen.
Während speziell die Annahmen zum internationalen Wanderungssaldo noch sehr
unsicher sind, gelten die Angaben zur Altersstruktur als relativ gesichert: Das BFS geht
davon aus, dass der Anteil der Personen über 65 Jahren bis 2060 stark ansteigen wird,
von gegenwärtig 17% auf 28% im Jahr 2060. Damit rechnen die Statistiker mit nahezu
einer Verdoppelung der Anzahl Senioren im Verhältnis zu den Erwerbstätigen innerhalb
der nächsten 50 Jahre.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2010
NATHALIE GIGER

La croissance démographique s’est poursuivie en Suisse en 2011. A la fin de l’année
2011, la population résidente permanente s’élevait à 7'952'600 habitants, soit un
accroissement de 82'400 personnes par rapport à 2010. Cette hausse de 1,0% se situe
au même niveau que lors des deux années précédentes. La population résidante
permanente a augmenté dans la plupart des cantons. Les hausses les plus importantes
ont été enregistrées dans les cantons de Fribourg (+2,2%), Vaud (+1,8%), Zoug (+1,7%),
Glaris (+1,6%), Thurgovie et Zurich (+1,4% chacun), Valais (+1,3%), Lucerne et Argovie
(+1,1% chacun) et Schaffhouse (+1,0%). Les populations des cantons d’Appenzell
Rhodes-Intérieures et Bâle-Campagne ont quant à elles stagné entre 2010 et 2011, alors
que celle du canton d’Uri a légèrement baissé (-0,1%).
Selon un scénario de l'évolution de la population calculé par l'Office fédéral de la
statistique (OFS), la Suisse compterait 8,8 millions d’habitants en 2035. Cet
accroissement de 12%, principalement dû aux migrations internationales, sera
cependant ralenti par le vieillissement prononcé de la population. Tous les cantons
enregistreront une croissance démographique positive entre 2010 et 2035. En
revanche, ce développement ne sera pas homogène sur tout le territoire de la Suisse. A
en croire les projections, il sera plus marqué autour de la métropole zurichoise et dans
l’Arc lémanique.
C’est sur fond de cette croissance démographique soutenue que le Conseil national a
adopté un postulat Girod (verts, ZH) chargeant le Conseil fédéral de présenter un
rapport indiquant les mesures permettant de prévenir toute perte de qualité en
matière de logement, de loisirs de proximité, de transports publics et de terres
cultivables. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2011
LAURENT BERNHARD

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



La croissance démographique s’est poursuivie en Suisse. A la fin de l’année 2012, la
population résidente permanente s’est élevée à 8'036'900 habitants, soit un
accroissement de 82'300 personnes par rapport à 2011. Cette hausse de 1,0% se situe
au même niveau que celui des deux années précédentes. C’est durant le mois d’août
que la barre des 8 millions de personnes a été dépassée. L’augmentation est en premier
lieu due à une croissance de 64'800 personnes provenant de différents mouvements
migratoires. L’accroissement naturel, soit la différence entre les naissances et les
décès, ne s’est monté qu’à 17'500 personnes. En 2012, le nombre de ressortissants
étrangers séjournant de manière permanente en Suisse s’est monté à 1'869'000
personnes (53’000 de plus qu’à la fin de l’année 2011), soit un taux de 23,3% de la
population résidente permanente totale, contre 22,8% en 2011. Cette augmentation de
0,5 points de pourcentage a été similaire à celles observées en 2010 et 2011. La
population résidante permanente a augmenté dans la plupart des cantons. Les hausses
les plus importantes ont été enregistrées dans les cantons de Fribourg (+2,3%),
Thurgovie (+1,7%), Argovie (+1,5%), Valais et Tessin (+1,4% chacun). Une légère
diminution a été observée uniquement dans le canton d’Appenzell Rhodes-Intérieures
(-0,1%). 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.08.2012
LAURENT BERNHARD

A la fin de l’année 2013, la population résidente permanente s’est élevée à 8'136'700
habitants, soit une augmentation de 97'600 personnes par rapport à 2012. En
comparaison de la hausse enregistrée durant l’année précédente (+1,0%), le taux de
croissance a légèrement progressé (+1,2%). Comme cela fut le cas au cours de la
dernière décennie, le solde positif est principalement imputable aux mouvements
migratoires. L’immigration nette a affiché une croissance de 80'400 personnes, ce qui
correspond à une forte hausse de 24,1% par rapport à 2012. Quant à l’accroissement
naturel, soit la différence entre les naissances et les décès, celui-ci s’est monté à
17'200 personnes. Au niveau des sexes, la Suisse compte aujourd’hui 4,1 millions de
femmes et 4,0 millions d’hommes. Si les hommes sont un peu plus représentés que les
femmes dans la classe d’âge la plus jeune (entre 0 et 24 ans), la répartition s’inverse
progressivement. Les différences s’accentuent à partir de 60 ans. Parmi les 1'500
centenaires que recense l’Office fédéral de la statistique (OFS), la proportion des
femmes atteint 77%. Pour ce qui est de l’évolution démographique à travers le
territoire, la population résidente a augmenté dans tous les cantons. Fribourg (+2,1%),
Thurgovie (+1,6%), le Valais (+1,5%), l’Argovie (+1,4%) suivis de Genève et Zoug (+1,3%
chacun) ont affiché les plus fortes hausses. La croissance la moins importante a été
observée dans le demi-canton d’Appenzell Rhodes-Intérieures (+0,4%).
Durant la session d’hiver, le Conseil national a transmis un postulat Schneider-
Schneiter (pdc, BL) chargeant le Conseil fédéral d’élaborer une synthèse sur la stratégie
démographique en se basant sur les rapports démographiques soumis par les différents
départements fédéraux. Le but du rapport demandé consiste à établir une stratégie
permettant de faire face au changement démographique. 14

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Die ständige Wohnbevölkerung der Schweiz belief sich gemäss den Erhebungen des
Bundesamts für Statistik (BFS) Ende 2014 auf 8'236'600 Einwohnerinnen und
Einwohner, was im Vergleich zum Vorjahr einer Zunahme um 96'900 Personen
entsprach. Die Wachstumsrate lag mit 1,2% auf dem Niveau des Vorjahres. Die Zunahme
setzte sich aus 36'200 Personen mit schweizerischer und 60'700 Personen mit
ausländischer Staatsbürgerschaft zusammen. Während wie in den Vorjahren die Männer
in der jüngsten Altersgruppe (0-24 Jahre) in der Überzahl waren, verringerte sich die
Differenz zwischen den Geschlechtern in der Altersgruppe der 25- bis 59-Jährigen
beinahe auf ein Gleichgewicht. Ab 60 Jahren waren die Frauen immer stärker vertreten.
Von den knapp 1'600 Hunderjährigen und Älteren waren im Jahr 2014 rund 1'300 Frauen
und 300 Männer. Seit dem Jahr 2000 hatte sich diese Bevölkerungsgruppe nahezu
verdoppelt. Die Zahl der Ausländerinnen und Ausländer, die zur ständigen
Wohnbevölkerung der Schweiz zählten, belief sich Ende 2014 auf 1'998'200 Personen
(24,3%). Während bei den Personen schweizerischer Staatsangehörigkeit auf 100
Personen im erwerbsfähigen Alter 36 Personen ab 65 Jahren kamen, lag dieses
Verhältnis bei der ständigen ausländischen Wohnbevölkerung bei 100 zu 11. Im Vergleich
zum Vorjahr wuchs die ständige Wohnbevölkerung in sämtlichen Kantonen der Schweiz.
Die stärkste Zunahme wurde wie im Vorjahr im Kanton Freiburg (2,1%) festgestellt.
Dahinter folgten Genf und Zug (je 1,7%), Waadt (1,6%), Wallis (1,5%) und die Kantone
Aargau und Zürich (je 1,4%). Das schwächste Wachstum wurde 2014 im Kanton Uri
(0,4%) verbucht. 15
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En 2016, la Suisse a connu plus de naissances et moins de décès. En comparaison à
2015, le nombre de naissances a cru de 1.5% (2015: 86'559; 2016: 87'883). Cette hausse
s'explique par l'augmentation de nouveau-nés de nationalité étrangère. L'indicateur
conjoncturel de fécondité est toujours de 1,5 enfant par femme. Les cantons de
Genève, du Jura, de Schwyz, du Tessin et de Nidwald sont les seuls à enregistrer une
baisse des naissances. Le nombre de décès a diminué de 3.9% (2015: 67'606; 2016:
64'964). Au niveau cantonal, cette tendance s'est également observée, sauf dans les
cantons de Schaffhouse, de Thurgovie, du Jura, de Zoug, de Glaris et d'Appenzell
Rhodes-Intérieures. Seuls le Tessin, le Jura et Uri enregistrent plus de décès que de
naissances. L'espérance de vie à la naissance a progressé. Celle des hommes est de 81,5
ans et celle des femmes de 85,3 ans. 
La population résidente permanente s'est accrue de 1.1%, soit 92'424 âmes
supplémentaires par rapport à 2015. Cela s'explique en partie par le mouvement naturel
de la population (différence entre le nombre de naissances et de décès: 22'919). L'autre
raison provient du solde migratoire (immigration: 191'683 personnes; émigration:
120'653). Par conséquent, la Suisse compte 8'419'550 individus, soit 4,25 millions de
femmes (50.4%) et 4,17 millions d'hommes (49.6%). Tous les cantons ont vu leur
population augmenter. Les cantons de Zurich, de Zoug et d'Argovie ont le taux
d'accroissement le plus élevé, avec +1.5%. Appenzell Rhodes-Intérieures affiche le taux
le plus faible avec +0.2%. 
Plus de personnes ont obtenu la nationalité suisse en 2016 (2015: 40'689 personnes;
2016: 42'937). La Suisse possède la part d'étrangers la plus élevée (24.5%) en
comparaison avec ses voisins (Italie 9.7%; Allemagne 13.3%, France 11.8%; Autriche
18.2%). C'est à Genève, Bâle-Ville et dans le canton de Vaud qu'il y a les plus fortes
proportions d'habitants de nationalité étrangère (respectivement 40%, 36% et 34%). A
l'inverse, Appenzell Rhodes-Intérieures affiche 11% et Uri 12%, suivis de Nidwald (14%)
ainsi que du Jura et d’Obwald (tous deux 15%). Sur les 2,1 millions de personnes de
nationalité étrangère résidentes en Suisse, 403'622 sont nées sur le territoire
helvétique. Deux tiers des personnes nées à l'étranger proviennent de l'UE ou d'un Etat
de l'AELE. Les nationalités les plus représentées sont l'Italie (316'525 individus),
l’Allemagne (303'525), le Portugal (268'660), la France (126'970), le Kosovo (109'352),
l’Espagne (83'337), la Serbie (68'767), la Turquie (68'744), la Macédoine (65'486) et
l’Autriche (41'855). A l'étranger, en 2016, vivaient 774'923 Suissesses et Suisses,
principalement établis en Europe. 16

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 30.08.2017
DIANE PORCELLANA

Arbeitsmarkt

Malgré la croissance économique, le chômage a augmenté en 2016 par rapport à
l'année précédente. Le taux de chômage moyen s'est établi à 3.3% (+0.1 point de
pourcentage par rapport à 2015). De janvier à juin, il est passé de 3.6% à 3.1%, puis est
resté constant en juillet. Le nombre de chômeurs a diminué de 24'500 personnes.
Entre août et octobre, le taux de chômage était stable et avoisinait les 3.2%. Il a grimpé
à partir de novembre (3.3%) et particulièrement en décembre en raison des facteurs
saisonniers (3.5%). Le nombre de chômeurs a augmenté durant la seconde moitié de
l'année de 20'000 personnes. A la fin de l’année, les statistiques du Secrétariat d’Etat à
l’économie (SECO) ont ainsi recensé 159'372 personnes au chômage. La moyenne
annuelle du chômage a progressé de 0.2 point de pourcentage en Suisse alémanique,
s’inscrivant à 2.9%. Elle est restée inchangée en Suisse romande et au Tessin, soit 4.4%.
Au niveau cantonal, le taux de chômage a progressé dans 17 cantons (ZH, BE, LU, SZ, OW,
GL, ZG, SO, BS, BL, SH, AI, SG, AG, TG, NE, JU), a reculé dans 5 cantons (GE, VS, TI, GR,
AR) et est resté inchangé dans 4 cantons (VD, FR, UR, NW). Neuchâtel figure, cette fois
en tête, avec un taux de chômage annuel moyen de 5.8% (+0.5 point de pourcentage
par rapport à 2015), suivi de Genève (5.5%; -0.1point de pourcentage), Vaud (4.7%;
inchangé). En Suisse alémanique, les cantons de Bâle-Ville (3.9%; +0.2 point de
pourcentage) et Zurich (3.7%; +0.3 point de pourcentage) sont les plus touchés, suivis
de Schaffhouse (3.3%; +0.1 point de pourcentage). Le Tessin enregistre un taux de
chômage de 3.5%, soit une réduction de 0.2 point de pourcentage. Uri (1%; inchangé)
et Obwald (1%; +0.1 point de pourcentage) jouissent des plus faibles taux. La  moyenne
annuelle  du  taux  de  chômage des Suisses au cours de l’année sous revue (2.4%) a
légèrement  augmenté (+0.1 par rapport à 2015), tandis que celle des étrangers a
enregistré une hausse de 0.2 point de pourcentage et s’élève désormais à 6%. Le taux
de chômage moyen chez les jeunes de 15 à 24 ans est resté constant, soit à 3.4%. Dans
la tranche d'âge des 25 à 49 ans, les 25 à 29 ans et les 30 à 34 ans ont été les plus
touchés, avec des taux de chômage respectifs de 4.2% et de 4.1% (+0.2 point de
pourcentage dans les deux classes). Le taux de chômage des 50 ans et plus est, avec
2.8%, en deçà du taux de chômage national (3.3%). Le secteur secondaire, avec 4.4%, a
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connu une hausse de 0.3 point de pourcentage du taux de chômage. Le secteur
tertiaire augmente de 0.1 point de pourcentage et se situe à 3.4%. Le secteur primaire
voit son taux toujours à 1.2%. Les branches «cuir, chaussures» et «montres»
enregistrent la plus grande hausse de taux de chômage (respectivement +1.9 et +1 point
de pourcentage). La branche «hôtellerie et restauration» représente toujours la
branche avec le plus de chômage, à savoir 7.4%.
Selon la définition du Bureau international du Travail (BIT), le taux de chômage moyen
annuel est passé de 4.8%, en 2015, à 4.9% en 2016.  La population non issue de la
migration présente un taux de 3%; c’est 2.6 fois moins que la population issue de la
migration (7.8%). Au 4e trimestre 2016, 224'000 personnes étaient au chômage en
Suisse selon la définition du BIT, soit 11'000 de moins qu'un an auparavant. Sur la même
période, le taux de chômage a diminué, passant de 4.9% à 4.6%. Entre les 4e trimestres
2015 et 2016, le taux de chômage a également reculé dans l’Union européenne (UE) de
9.1% à 8.2% et dans la zone Euro de 10.6% à 9.7%. 17

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Suchtmittel

Die Zahl der Drogentoten in der Schweiz stieg im Berichtsjahr 1991 um mehr als 40
Prozent. Insgesamt starben 405 Menschen, 125 mehr als 1990, an den direkten Folgen
ihrer Abhängigkeit. 355 der Verstorbenen waren männlich, 70 weiblich; das
Durchschnittsalter der Opfer betrug 27 Jahre. Die Zahl der von den
Strafverfolgungsbehörden erfassten Erstkonsumenten erhöhte sich von 6150 auf 7713.
Grössere Zunahmen waren vor allem in den Kantonen Aargau, Baselstadt, Bern,
Freiburg, Solothurn und Zürich feststellbar. 18

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.1991
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

In den Kantonen St. Gallen, Thurgau, Glarus und Aargau liefen in 20 Klassen
Schulversuche für die Basisstufe an. Die Basisstufe steht für einen flexiblen
Schuleintritt und die Zusammenfassung von Kindergarten und Unterstufe – das heisst
drei bzw. vier Jahrgänge werden in einer Klasse von zwei Lehrkräften unterrichtet.
Damit wird es für begabte Kinder möglich, die ersten Schuljahre rascher zu
durchlaufen, wohingegen sich andere Kinder mehr Zeit lassen können. Ziel der
Erziehungsdirektorenkonferenz Ostschweiz (EDK-Ost) war es, eine gemeinsame
Einführung der Basisstufe anzugehen, ohne die Autonomie der Kantone zu
beschneiden. Projektbegleitung und -auswertung wurden kantonsübergreifend, die
Schulversuche jedoch in der Kompetenz der einzelnen Kantone organisiert. An einer
Medienorientierung Ende des Berichtsjahres beurteilten die Projektverantwortlichen
den Versuchsverlauf positiv, insbesondere sei die anfängliche Skepsis seitens Schüler-,
Lehrerschaft und Eltern vorsichtiger Begeisterung gewichen. Nicht zuletzt die
Ablehnung eines neuen Volksschulgesetzes und damit auch die Ablehnung einer
unerprobten Einführung der Basisstufe durch das Zürcher Stimmvolk im Vorjahr hatte
als Herausforderung auf die Nachbarkantone gewirkt. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.03.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Die Leistungen der Neuntklässler in Mathematik, Lesen, Naturwissenschaften und
Problemlösen, die 2003 parallel zum internationalen PISA-Test auch in zwölf Kantonen
(AG, BE, FR, GE, JU, NE, SG, TG, TI, VD, VS, ZH) und in Liechtenstein erhoben wurden,
förderten zwar statistisch signifikante Leistungsunterschiede zutage. Gemäss BFS
liessen sich aber keine Rückschlüsse auf die Leistungsfähigkeit kantonaler Schulmodelle
oder den pädagogisch optimalen Zeitpunkt zur Einschulung ableiten, da der Test viele
zentrale inner- und ausserschulische Parameter nicht berücksichtigt hatte. Generell
bestätigte er, was schon PISA International zutage gefördert hatte: Die soziale und
kulturelle Herkunft der Schülerinnen und Schüler hat einen grossen Einfluss auf die
Leistung – Jugendliche aus bildungsfernen Schichten erzielten in allen Kantonen
tendenziell schlechtere Resultate, wobei die Westschweizer Kantone bei der Förderung
von ausländischen Schülern und Jugendlichen markant besser abschnitten als jene der
Deutschschweiz; dies sei kein Zufall, da sich die Romandie generell stärker um die
Integration von ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern bemühe. Bestätigt

STUDIEN / STATISTIKEN
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wurden auch die fachspezifischen Resultate des internationalen Vergleichs und die
Leistungsunterschiede zwischen den Geschlechtern: Während sich die Ergebnisse in
Mathematik und beim Problemlösen fast überall auf hohem Niveau bewegten und auch
bei den Naturwissenschaften beachtlich ausfielen, war die Lesekompetenz mangelhaft.
In Mathematik und in den Naturwissenschaften schnitten die Buben überall deutlich
besser ab ausser in Liechtenstein, im Lesen hingegen die Mädchen. Insgesamt über dem
Durchschnitt aller vier getesteten Bereiche lagen Freiburg, St. Gallen, Thurgau, Wallis
und Aargau, im Mittelfeld Jura, Zürich und Liechtenstein, darunter Bern, Neuenburg,
Waadt, Tessin und Genf. 20

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Wie die VOX-Analyse aufzeigte, ist die Wählerschaft der CVP überaltert; mehr als ein
Fünftel der Wählerschaft ist im Rentenalter, der grösste Teil wird durch die Kategorie
der 40-64jährigen gebildet. Obwohl der Anteil der Bauern weiter zurückging, blieb die
CVP eine Partei der ländlichen Gebiete, und das katholische Fundament der Politik
bildet weiterhin ihre unbestrittene Basis. Der Rückgang der CVP-Wählerschaft machte
sich vor allem in den durch populistischen Protest geprägten Kantonen Tessin, Aargau,
Zürich, St. Gallen und Solothurn bemerkbar.
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